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                                     INTERN 
            

 
ÖIAV - JAHRESHAUPTVERSAMMLUNG 

 
Am Dienstag 25. Juni 2013 fand die 
alljährliche ÖIAV-JHV statt.  
Herzlichen Dank sagen wir wiederum 
unserem Vizevorsitzenden, Herrn Präsident 
Dipl.-Ing. Rudolf Kolbe, der die Veranstaltung 
in den Räumlichkeiten der Kammer der 
Architekten und Ingenieurkonsulenten 
ermöglichte. 
 
Der zu dieser Zeit aktuellen 
Hochwassersituation entsprechend, konnten 
zwei interessante Vorträge zum Thema 
Hochwasserschutz angeboten werden: 
 

Innovativer Objektschutz am Beispiel 
Baulos 7 St. Nikola 

Referant von Frau Arch.  
Dipl.-Ing. Oliva Schimek-Hickisch und 

 
Impressionen vom Linearschutz in Grein 

Referat von Herrn BR hc Dipl.-Ing.  
Dr.techn. Werner Floegl. 
 
Wie jedes Jahr konnten auch wieder einige 
Mitglieder für ihre langjährige, treue 
Mitgliedschaft geehrt werden: 
 
Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Dr.techn. Hans Irschik 
Baudirektor der Stadt Linz a.D. Architekt 
Dipl.-Ing. Franz-Xaver Goldner  
Prof. Dipl.-Ing. Georg Hintermüller  
Dipl.-Ing. Dr.techn. Paul Atzwanger 
Dipl.-Ing. Hans Kastl  
Dipl.-Ing. Peter Prosser  
Dipl.-Ing. Hans Karl Ott 
Dipl.-Ing. Hans Herbert Stiasny 
(lt. nachfolg. Bild von links nach rechts) 

 
 

 
 
Als Abschluss der JHV 2013 fand bei einem 
schmackhaften Buffet ein gemütliches 
Beisammensein statt. 
 
 
 
 

                                      UMWELT
            

�
Hochwasser Juni 2013 

Was unsere deutschen Nachbarn darüber denken 
 
Vor kurzem hat die Deutsche Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 
e. V. (DWA) ein „Positionspapier“ über 
Erkenntnisse und Forderungen anlässlich 
des Hochwasserereignisses vom Juni 
2013 veröffentlicht. Da viele darin 
enthaltene Schlussfolgerungen auch auf 
österreichische Verhältnisse zutreffen, wird 
dieses Positionspapier auszugsweise im 
Nachstehenden als Diskussionsbeitrag für 
mögliche Konsequenzen und Schluss-
folgerungen aus diesem Katastrophen-
ereignis wiedergegeben: 
Bund, Länder und Kommunen stehen vor 
der Aufgabe, Konsequenzen aus der 
Hochwasserkatastrophe des Jahres 2013 
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zu ziehen. Dieses außergewöhnliche 
Hochwasserereignis erfordert eine 
wissenschaftlich fundierte Analyse der 
Ursachen und Zusammenhänge sowie ein 
zielgerichtetes Handeln von Politik und 
Verwaltung im Bereich des Hochwasser-
risikomanagements. Die Erfahrungen aus 
den Hochwasserereignissen 2013 müssen 
Eingang finden in die Bearbeitung der 
Hochwasserrisikomanagementpläne. Bei 
den weiteren Aktivitäten in diesem Bereich 
müssen die Anforderungen der 
Wasserrahmenrichtlinie und der 
Hochwassermanagementrichtlinie integral 
bearbeitet werden. Die DWA bringt sich mit 
diesen Positionen in die aktuelle 
Diskussion ein. 
�

 
 

 
 
1.  Hochwasservorsorge in den 

Flussgebieten 
Hochwasser macht nicht an Landesgrenzen 
halt. Daher gilt es, länderübergreifend in 
Flussgebieten unter Einbeziehung der 
Kommunen zu handeln, Organisations- sowie 
Kommunikationsstrukturen zu überprüfen und 
gemeinsame Hochwasserschutzkonzepte zu 
erarbeiten. Maßnahmen der Oberlieger können 
die Unterlieger schützen, wie im Falle der 
Schaffung von Polderflächen bzw. 
Retentionsräumen für das Wasser, sie können 
die Lage für die Unterlieger aber auch 
verschärfen, wenn z. B. unkoordiniert die 
Deiche erhöht werden. Eine Abstimmung im 
Flussgebiet ist daher unerlässlich und eine 

vorteilsorientierte Finanzierung sinnvoll. Die 
DWA begrüßt die von den Anliegerstaaten im 
Rahmen der internationalen Kommissionen 
erarbeiteten Aktionspläne. Die DWA fordert, 
dass solche Pläne für alle Flussgebiete 
erarbeitet und verbindlich umgesetzt werden. 
Empfehlungen reichen hier nicht aus. Eine 
wassersensible Stadtentwicklung, Schwach-
punktanalysen und Überflutungsnachweise 
sind zukünftig nötig. 
Eine fachgerechte Hochwasservorsorge und 
ein intensiver Ausbau des technischen 
Hochwasserschutzes können jedoch keine 
umfassende Sicherheit bieten. Daher sind 
Vorgaben für prioritär zu schützende Objekte 
und Räume, wie z.B.   
wichtige Infrastruktur, Kulturdenkmäler oder 
große lndustrieparks erforderlich. Es gilt, 
nachhaltige Hochwasservorsorgekonzepte zu 
entwickeln, die z.B. mehr Raum für naturnahe 
Flüsse vorsehen. 
 
2.  Retentionsräume für Hochwasser-

fluten stark ausbauen 
Flüsse brauchen mehr Raum. Bislang stehen 
noch zu wenige Retentionsräume an 
Gewässern zur Verfügung.  
Leistungsfähige Hochwasservorsorge setzt 
ausreichende Hochwasserrückhalteräume 
voraus. 
 
Steuerbare Flutpolder, die anlassbezogen 
geöffnet werden können, um Hochwasser-
spitzen zu kappen und das Gesamtsystem zu 
entlasten, müssen vorrangig ausgebaut 
werden. Sie sind für die Hochwasservorsorge - 
neben der Reaktivierung von Auen - die 
effektivste Maßnahme. Für diese Aktivitäten 
sollten vorteilsorientierte Finanzierungsmodelle 
entwickelt werden. Die Nutzbarmachung 
entsprechender Flächen setzt eine ange-
messene Kompensation für die Betroffenen 
voraus, z.B. für die Landwirtschaft. 
Landesraumordnung und Regionalplanung 
müssen in Abstimmung mit der Kommunal-
planung ihre übergeordnete Steuerungs-
funktion wahrnehmen und die notwendigen 
Flächennutzungen ermöglichen. 
Ergänzend sollten gezielte Deich-
rückverlegungen erfolgen und Auen reaktiviert 
werden. Ferner gilt es, dezentrale Maßnahmen 
des Hochwasserschutzes wie die Reduzierung 
der Flächenversiegelung zu ergreifen und eine 
auf die Hochwasservorsorge ausgerichtete 
land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung zu 
fördern. 
 
3.  Technischen Hochwasserschutz 

konsequent fortsetzen 
Gerade die aktuelle Katastrophe zeigt, welche 
Schäden im Falle von Deichbrüchen entstehen 
können. Deiche sind aufwendige technische 
Bauwerke. Sie müssen daher fachgerecht 
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geplant, errichtet und unterhalten sowie 
nötigenfalls ertüchtigt, bzw. an neue 
Hochwasserbedrohungsszenarien angepasst 
werden. Nur dann können sie große 
Hochwasserereignisse schadlos überstehen 
und ihre Schutzfunktion erfüllen. Je nach 
regionalen und örtlichen Rahmenbedingungen 
können mobile Hochwasserschutzmaßnahmen 
sinnvoll sein. Wichtig ist auch, dass 
Notfallmaßnahmen wie z. B. Notentlastungen 
greifen können, wenn primäre 
Hochwasserschutzeinrichtungen nicht aus-
reichen. Der beträchtliche Aufwand für diese 
Schutzmaßnahmen - jeweils verbunden mit 
Vorsorgemaßnahmen wie der Schaffung von 
Rückhalteraum - ist deshalb gerechtfertigt und 
zahlt sich auch volkswirtschaftlich aus. 
 

 
 

 
 
4.  Bauen in Überschwemmungsgebieten 

deutlich einschränken bzw. verbieten 
Es werden zu viele Bautätigkeiten in 
festgesetzten Überschwemmungsgebieten 
gestattet, indem von den zahlreichen 
Ausnahmen des § 78 WFIG Gebrauch 
gemacht wird. Dies muss deutlich 
eingeschränkt werden. Oft lassen sich diese 
Objekte nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand ausreichend 
gegen Hochwasser schützen. Die bestehende 
Bebauung in Überschwemmungsgebieten ist 
zu überprüfen. Objekte, für die ein hohes bzw. 
kontinuierliches deutliches Risiko besteht, 

sollten nicht am selben Ort eins zu eins 
wiederaufgebaut werden. Scheiden 
verhältnismäßige Objektschutzmaßnahmen 
aus, können in Einzelfällen Bauverbote und 
ggf. ein Rückbau erforderlich sein. 
 
5.  Maßnahmen für lokale Sturzfluten bei 

Starkregenereignissen vorsehen 
Bei der Bewertung der aktuellen 
Hochwasserereignisse z. B. an Elbe und 
Donau, muss beachtet werden, dass viele der 
Überflutungen aus lokal begrenzten 
Starkregenniederschlägen resultieren, die 
dann Sturzfluten auslösen und ebenfalls zu 
hohen Schäden führen. Nötig ist es, gezielte 
Vorsorge z.B. bei der Bauleitung oder 
Straßenplanung zu betreiben. Daher muss 
diese Problematik bei der strategischen 
Hochwasservorsorge mit in die Betrachtung 
einbezogen werden. 
 
6.  Qualifiziertes Personal für 

Hochwasserschutz bereitstellen und 
fortbilden 

Wichtig ist, auch außerhalb akuter 
Hochwasserbedrohungslagen, ausreichend 
qualifiziertes Personal vorzuhalten. Dazu 
gehören eine leistungsfähige Umwelt- und 
Wasserwirtschaftsverwaltung sowie gut 
ausgebildete Katastrophenschutzkräfte. 
Ergänzt werden können diese Kräfte durch 
ehrenamtliche Helfer, wie örtliche 
Wasserwehren, soweit sie sachgerecht 
geschult und in die Gesamtorganisation 
eingebunden sind. Davon profitiert der 
Hochwasserschutz z. B. durch eine 
engmaschige Überprüfung der Deichanlagen 
oder eine bessere örtliche Vernetzung der 
Akteure. Seit dem Wegfall des Ersatzdienstes 
besteht für die Hilfsorganisationen ein 
erhebliches Problem, Nachwuchs zu gewinnen. 
Der Staat ist gefordert, Anreize für junge 
Menschen zum Engagement in Hilfs- und 
Katastrophenschutzorganisationen zu 
schaffen.  
 
7.  Kommunikation mit den betroffenen 

Bürgern weiter intensivieren 
Das Hochwassermanagement hat sich 
gegenüber 2002 deutlich verbessert. Aus den 
aktuellen Ereignissen können z. B. für die 
Optimierung der Strukturen und Prozesse bei 
der Gefahr- und Katastrophenabwehr 
(Zusammenarbeit von Feuer- und Wasserwehr, 
Landes- und Bundespolizei, THW und 
Bundeswehr sowie der Katastrophenstäbe) 
Lehren gezogen und Effizienzgewinne erzielt 
werden. 
Von zentraler Bedeutung ist zudem die 
Kommunikation mit der Bevölkerung. Eine 
sinnvolle Risikokommunikation muss für den 
Bürger rechtzeitig und gezielt erfolgen sowie  
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verständlich sein, damit die persönliche 
Gefährdung nachvollziehbar ist. Hierzu kann 
die DWA beitragen, indem alternativ zur 
Angabe der Jährlichkeit der Hochwässer 
verständlichere Maßstäbe entwickelt werden. 
 
Mehr Aufklärung über Hochwasserereignisse 
und geeignete Schadensprävention ist nötig. 
Die zuständigen Behörden sollten proaktiv 
Beratung zur individuellen Hochwasser-
vorsorge, u. a. über Möglichkeiten von 
baulichen Maßnahmen an Gebäuden, anbieten 
und geeignete Ansprechpartner nennen. 
 
Zur Beratung der Kommunen bei der 
Einschätzung ihres Hochwasserrisikos und der 
Gefahrenabwehr bzw. Schadensprävention 
verfügt die DWA über fachlich fundierte 
Erfahrung und bietet den Kommunen und 
Verbänden u.a. mit ihrem „Audit Hochwasser - 
wie gut sind wir vorbereitet?“, Unterstützung 
an. 
 
8.  Bürger für stärkere Eigenvorsorge 

sensibilisieren 
Neben der öffentlichen Hand, muss auch der 
Bürger noch stärker als bisher Verantwortung 
bei der individuellen Hochwasservorsorge 
durch hochwasserangepasstes Bauen über-
nehmen. In hochwassergefährdeten Bereichen 
sollten Risikoabschätzungen der Fachleute 
stattfinden, sodann kommuniziert und auch 
beachtet werden. Daran sollten sich die 
privaten Vorsorgemaßnahmen der Bürger 
orientieren. Empfindliche Gegenstände von 
hohem Wert bzw. hoher Gewässerrelevanz, 
insbesondere Heizöltanks, müssen unbedingt 
vor Gefährdungen geschützt werden. Zudem 
sind bauliche Vorkehrungen gegen 
Hochwasserschäden in den sensiblen 
Gebieten zu treffen. Dabei sollten die Bürger 
intensiv unterstützt werden, z.B. durch eine 
staatliche Förderung in Form von Beratung und 
zinsvergünstigten Darlehen. Es obliegt den 
betroffenen Eigentümern, Versicherungsschutz 
gegen Elementarschäden zu erhalten. 
 
9.  Versicherungslösungen für die 

Zukunft ausbauen 
Es ist Aufgabe der politischen Akteure, die 
Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass ein 
Versicherungsschutz für die Bürger zu 
vertretbaren Konditionen möglich ist. Dazu 
gehören u.a. eine sachgerechte 
Hochwasservorsorge sowie die Durchsetzung 
von Baubeschränkungen bzw. Bauverboten. 
Es gilt zudem Gebäude so zu gestalten, dass 
sie versicherbar sind. Die DWA arbeitet hier 
derzeit eng mit dem Hochwasser-
kompetenzCentrum in Köln an konkreten 
Lösungsmöglichkeiten (Hochwasserpass für 
Gebäude). Schließlich sollten Bürger motiviert 
werden, sich zu versichern. Eine generelle 

Versicherungspflicht ist keine sachgerechte 
Lösung. 
 
10.  Rechtliche Rahmenbedingungen für 

Hochwasservorsorge verbessern 
Es hat sich gezeigt, dass die Verfahren zur 
Genehmigung und Errichtung von Maßnahmen 
des Hochwasserschutzes bzw. der 
Hochwasservorsorge kompliziert sind oder 
lange dauern. Es werden Vorschläge im 
politischen Raum diskutiert, die Verfahren zu 
beschleunigen oder zu vereinfachen, wie z.B. 
die Befreiung von der Verpflichtung zur 
Ausweisung von Ausgleichsflächen, die 
Verkürzung von Fristen zur 
Öffentlichkeitsinformation und -beteiligung 
oder die Verkürzung des gerichtlichen 
Instanzenzuges bei Klagen gegen 
Hochwasservorsorgemaßnahmen. Wichtig ist, 
dass die rechtlichen Rahmenbedingungen zur 
Hochwasservorsorge mit Augenmaß überprüft 
werden. Änderungen dürfen nicht dazu führen, 
dass Bürgerrechte signifikant eingeschränkt 
werden. Es sollte ein hohes Maß an 
Transparenz beibehalten werden. 
Fristverkürzungen für Öffentlichkeits-
beteiligungen sind nicht sinnvoll. Oft kommt es 
bei dem erforderlichen Grunderwerb zu 
deutlichen Verzögerungen, z.B. wenn ein 
Eigentümer nicht verkaufsbereit ist und 
deshalb umfangreiche Hochwasserschutz-
projekte bis zum Abschluss des 
Enteignungsverfahrens nicht voran gebracht 
werden können. Solche Verzögerungen der 
wichtigen Hochwasserschutzprojekte müssen 
auch durch eine Beschleunigung der Verfahren 
vermieden werden. 
 
Gute Ansätze sind, z.B. das 
Küstenschutzprivileg des § 68 Absatz 2, Satz 2 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) auf 
Hochwasserschutzmaßnahmen auszudehnen 
und für Ertüchtigungsmaßnahmen von Deichen 
und Dammbauten unter Berücksichtigung des 
geltenden Technikstandards von 
Genehmigungserfordernissen abzusehen. Die 
Vorschrift des § 78 WHG mit zahlreichen 
Ausnahmen, die das Bauen in 
Überschwemmungsgebieten ermöglichen, 
muss kritisch hinterfragt werden. Auch Ansätze 
wie in Sachsen, für überschwemmungs-
gefährdete Gebiete planerische und technische 
Maßnahmen zur Verringerung von Schäden 
bei Hochwasser gesetzlich vorzusehen, sind 
vielversprechend. 
 
11.  Ausblick 
Die diesjährigen Hochwasserereignisse haben 
erneut großes persönliches Leid verursacht 
und zu großen volkswirtschaftlichen und 
individuellen Schäden geführt, deren 
Beseitigung einige Milliarden Euro kosten wird. 
Nach dem Prinzip „Vorsorge ist besser (und 
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günstiger) als Nachsorge“ müssen Lehren für 
Morgen gezogen werden. Die große Solidarität 
und Zusammenarbeit während der Katastrophe 
und bei der Bewältigung der Hochwasser-
schäden sollte bei der weitergehenden 
strategisch/politischen Hochwasservorsorge 
nicht nachlassen. Hierbei muss es auch darum 
gehen, das gemeinsame Planen und Handeln 
der unterschiedlichen Akteure weiter zu 
vertiefen und auszubauen und die 
Herausforderungen des Klimawandels zu 
berücksichtigen. 
 
Weitere Auskünfte: 
BR h.c. Dipl.-Ing. Dr.techn. Werner Flögl 
FHCE-Ingenieurbüro Dr. Flögl  
Ziviltechniker GmbH �
für Wasserbau, Infrastruktur und Umwelttechnik 
Haus der Technik 
Stockhofstraße 32, A-4020 Linz 
Tel.: +43 (0732) 66 48 32 
Fax: +43 (0732) 65 21 62 
E-Mail: floegl.linz@fhce.at 
Homepage: http://www.fhce.at 
 
 
 

                           SICHERHEIT
            

 

Sicherheit auf Baustellen im Ausland 
am Beispiel Indien 

Der Bau von Gebäuden und Anlagen birgt 
eine Vielzahl potentieller Unfallrisiken. Das 
Risiko von Unfällen ist auf Baustellen durch 
die Art der Arbeiten naturgemäß hoch. Zum 
Schutz der Arbeiter auf der Baustelle ist ein 
Bewusstsein für Risiken und Risiko-
ausprägungen unabdingbar und ein 
angepasstes Management zur bestmöglichen 
Prävention von Unfällen erforderlich. Dieses 
Bewusstsein ist in Österreich durchaus hoch. 
In Österreich gibt es entsprechende 
gesetzliche Regelungen und Vorschriften, 
deren Einhaltung auch kontrolliert wird. 
Zudem haben die auf Baustellen tätigen Bau- 
und Montagefirmen hohes Eigeninteresse, 
die Sicherheit auf Baustellen zu erhöhen und 
Unfälle und die damit verbundenen Folgen zu 
minimieren. Auch die vergleichsweise gute 
Ausbildung der Arbeitskräfte hilft, die 
Sicherheit auf Baustellen zu verbessern.  

Ganz anders ist die Situation allerdings in 
vielen Ländern außerhalb Österreichs und 
Europas wie z.B. in Indien. Etwa 30 Millionen 
Menschen sind laut einer Statistik in Indien 
auf Baustellen tätig. Vermutlich ist die 

tatsächliche Zahl noch deutlich höher, da es 
keine verlässlichen Daten über die Baustellen 
und die Beschäftigten gibt. Eine erhebliche 
Anzahl von Tagelöhnern, darunter auch viele 
Frauen und Kinder, werden nicht offiziell 
registriert. Ein sehr hoher Anteil der Arbeiter 
auf indischen Baustellen hat keinerlei 
Ausbildung. Facharbeiter, wie wir sie in 
Österreich kennen, gibt es nicht. Die wenigen 
„skilled workers“ sind in der Regel nur 
angelernt. Damit ist auch das 
Sicherheitsbewusstsein  der Arbeiter gering 
oder gar nicht vorhanden. Auch ist die 
gesetzliche Situation anders als in Österreich. 
Es gibt eine gesetzliche Basis wie “The 
Building and Other Construction Workers‘ 
(Regulation of Employment and Conditions of 
Service) Central Rules, 1998” die aber dem 
Niveau europäischer Sicherheitsstandards 
noch nicht entspricht. Die Umsetzung und 
Einhaltung von Gesetzen und Vorschriften 
wird aber auf vielen Baustellen praktisch nicht 
kontrolliert. Eine Institution, wie das 
österreichische Arbeitsinspektorat, existiert 
nicht. Einige wenige Anlagenbetreiber 
orientieren sich an europäischen 
Sicherheitsstandards und versuchen diese 
auch in ihren Anlagen anzuwenden. In den 
meisten Anlagen werden aber nicht einmal 
die Grundregeln der österreichischen bzw. 
europäischen Sicherheitsstandards 
eingehalten. So konnte ich kürzlich bei einem 
Rundgang in einem indischen Stahlwerk 
eines staatlichen Betreibers  am Hochofen 
Arbeiter ohne Schutzkleidung, ohne Helm 
und Schutzbrille und in Sandalen 
beobachten, die an der Gießrinne  mit 
flüssigen Roheisen und flüssiger Schlacke 
arbeiteten. Europäische Anlagenbauer wie 
z.B. Siemens versuchen weltweit, die gleich 
hohen Standards wie in der EU anzuwenden. 
Hier prallen, wie das obige Beispiel zeigt, 
zwei Welten aufeinander. Wie kann man 
lokale  Subunternehmer überzeugen, 
europäische Mindestanforderungen an die 
Sicherheit auf Baustellen anzuwenden, wenn 
der Kunde mit schlechtem Beispiel 
vorangeht? Bei lokalen Konsortialpartnern, 
die für Bau- und Montagearbeiten im Rahmen 
eines gemeinsamen Projektes verantwortlich 
sind, ist die Durchsetzbarkeit noch 
schwieriger. Dies führt zu massiven 
Konflikten für österreichische/europäische 
Baustellenleiter und Überwacher mit den 
lokalen Subunternehmern und Partnern. Die 
lokalen Partner wollen die Forderungen 
unserer Baustellenleiter und Überwacher 
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häufig nicht erfüllen, weil diese weit strenger 
als die lokalen Vorschriften sind, die 
üblicherweise auch nur sehr lax eingehalten 
werden. Teilweise stößt die Einhaltung selbst 
simpler  für Europäer selbstverständlicher 
Regeln auf unerwartete Probleme. So hat 
etwa einer unserer lokalen Partner für die 
Bauausführung auf unsere Forderung hin 
sein gesamtes Baustellenpersonal mit 
Arbeitsschuhen ausgestattet. Nach wenigen 
Tagen waren die meisten Arbeiter wieder mit 
Sandalen oder gar barfuss auf der Baustelle 
unterwegs. Die Arbeiter hatten teilweise die 
Arbeitsschuhe verkauft, um ihren geringen 
Lohn etwas aufzubessern. Andere haben 
sich schlicht geweigert, die Arbeitsschuhe 
weiter zu tragen, da diese nicht passten. Eine 
Arbeiterin hat uns ihre von den unpassenden 
Schuhen zerschundenen und blutigen Füße 
gezeigt. Es gab eben nur zwei Größen an 
Schuhen und die arme Frau hatte einfach 
das Pech, dass diese für sie nicht passend 
waren. Dies ist  nur ein Beispiel für die 
Probleme, mit denen europäisches 
Baustellenpersonal  täglich konfrontiert ist. 
 

Natürlich gelten für die indischen Arbeiter 
unserer Subunternehmer und 
Konsortialpartner nur die lokalen Gesetze 
und Vorschriften und nicht europäische 
Standards, aber selbst die werden häufig 
nicht eingehalten. Gleichzeitig fordert das 
eigene europäische Stammhaus in den 
Leitlinien auch die Einhaltung der 
europäischen Sicherheitsstandards. Das ist 
zumindest ein moralisches Dilemma für den 
Baustellenleiter, solange es sich um indische 
Arbeitnehmer handelt. Komplizierter wird es 
wenn z.B. österreichisches Überwachungs-
personal, das beim österreichischen 
Unternehmen angestellt ist, auf die Baustelle 
kommt. Für diese Personen gelten neben 
dem lokalen Sicherheitsbestimmungen auch 
noch die relevanten österreichischen 
Bestimmungen, wie etwa das 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetz. Man findet 
dann auf Auslandsbaustellen die 
aushangpflichtigen österreichischen Gesetze 
im Baustellenbüro zwar aufgelegt, deren 
Einhaltung ist aber teilweise unmöglich. Hier 
hat der österreichische Baustellenleiter auch 
ein juristisches Problem, spätestens wenn es 
zu einem Unfall mit Beteiligung eines 
österreichischen Arbeitnehmers kommt. Da 
wir in der Regel Personal aus mehreren 
europäischen Ländern auf der Baustelle 

beschäftigen, gelten natürlich auch die 
entsprechenden Gesetze dieser Länder. Eine 
weitere Herausforderung für den 
Baustellenleiter. Eine kuriose Situation kann 
sich ergeben, wenn zur Vermeidung einer 
Betriebsstätte österreichisches Personal  im 
Fall von längeren Einsätzen bei der lokalen 
Firma angestellt wird. Diese Personen 
unterliegen dann nicht den österreichischen 
Bestimmungen, weil sie ja nicht bei einem 
österreichischen Unternehmen beschäftigt 
sind. Zwei Österreicher auf der gleichen 
Baustelle, für die aber unterschiedliche 
gesetzliche Regelungen gelten. Ein weiterer 
Balanceakt, den der Baustellenleiter zu 
bewältigen hat. Es gab auch schon die Fälle, 
wo nach Safety Audits durch Experten aus 
dem österreichischen Stammhaus der 
Baustellenleiter eine sehr schlechte Kritik 
bekam und für die gleiche Baustelle der 
Kunde ein Safety Award für vorbildliche 
Sicherheit vergab.  

Es gibt leider kein Patentrezept, wie man die 
angesprochen Themen lösen kann. Es ist viel 
Einfühlungsvermögen und Hausverstand und 
ganz besonders Geduld erforderlich. Man 
kann im Vergleich der letzten Jahre durchaus 
einen Fortschritt bei der Sicherheit auf 
indischen Baustellen erkennen. Die meisten 
Baustellenleiter auf unseren 
Auslandbaustellen haben im Laufe der Jahre 
gelernt, mit den Problemen umzugehen. Aus 
dem Stammhaus kann und muss man 
entsprechende juristische aber ganz 
besonders moralische Rückendeckung 
geben. Besuche auf der Baustelle und 
Gespräche mit dem Baustellenpersonal durch 
das Management aus dem österreichischen 
bzw. europäischen Stammhaus sind dazu ein 
bewährtes Mittel. Ich kann nur meine 
Hochachtung für jene aussprechen, die es 
auf sich nehmen und für österreichische 
Unternehmen im Ausland auf Baustellen tätig 
sind. Diese Personen leisten sowohl einen 
wichtigen Beitrag zum erfolgreichen und 
sicheren Abwicklung von Baustellen  
österreichischer Unternehmen im Ausland als 
auch zur Weiterentwicklung der Sicherheit 
auf Baustellen in Ländern wie z.B. Indien. 

Dipl.-Ing. Helmut Riepl 
 
 
Die nachfolgenden Bilder verdeutlichen die 
Situation auf Baustellen in Indien: 
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Theorie 

 

 

und Praxis beim Gerüstbau, 

 

 

 

beim Betonieren 

 

 

und bei der Stromversorgung. 

 
 
 
 

                       PERSONELLES
            

 
Der ÖIAV | OÖ 

wünscht seinen langjährigen Mitgliedern 
zum  

„Runden und Halbrunden“- Geburtstag 
alles Gute, beste Gesundheit, Erfolg und 

persönliches Wohlergehen! 
 
Oktober 2013  
02 10 DI Dr.techn. Siegmar Hanser , 

Leonding (70) 
06 10 WH Arch. DI Karl Wolfmayr , Linz (90) 
15 10 Prof. DI Alexander Sommerfeld , 
 Leonding (80) 
19 10 Gideon Eugen Grill , Linz (25) 
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EWA-Pressemitteilung über die Wahl von Dr. 
Werner Flögl zum neuen Präsidenten der EWA 
 
Anlässlich der Mitgliederversammlung der 
Europäischen Wasservereinigung (European Water 
Association EWA) in Tuusula, Finnland, übernahm Dr. 
Werner Flögl (Österreich) die ehrenvolle Aufgabe von 
Prof. Pertti Seuna (Finnland) als neuer Präsident der 
EWA für die Jahre 2013-215. Zum neuen 
Vizepräsidenten der EWA wurde Károly Kovács 
(Ungarn) gewählt.  
Dr. Werner Flögl, Ehrenpräsident des Österreichischen 
Wasser- und Abfallwirtschaftsverbandes ÖWAV, vertritt 
den ÖWAV in der Mitgliederversammlung von EWA. Er 
ist auch Vizepräsident der Internationalen Kommission 
für große Talsperren (ICOLD). Seit 2005 ist er auch 
Mitglied des EWA-Vorstandes und wesentlich in die 
Aktivitäten der Vereinigung eingebunden. 
Die Europäische Wasservereinigung (EWA) ist als 
unabhängige NGO und NPO der Dachverband 
nationaler Wasserverbände in europäischen Ländern 
zur europaweiten Förderung einer nachhaltigen 

Entwicklung der gesamten Wasserwirtschaft und damit 
der Umwelt. Sie umfasst 25 führende nationale 
Wasservereinigungen in Europa und vertritt etwa 
50.000 Spezialisten auf dem weiten Feld der 
Wasserwirtschaft und des Umweltschutzes. Nähere 
Informationen unter www.ewa-online.eu  
 
 

 

 
 
 

 
 
 

 

�

� � �� ���������	
�����
�������	
���	����������
����	����� ���������
��������������������������	
�����	�������
����
� �����������	������
�������	������������� ��	
�	��

�  !�������	�����"�	�����	�������	
�	�� ������#����� � ��	
������
�����	����
�������	
��	������$� ��	���	����������
� ���	�

�  ����������������
�%���$� �
����	����&'(�"�")*+,��

� � -�������	��	��������	��	��.����

� � /����0��	
��������	��1����0��	���2��3������� ��	
� 	��

� � $� �
������	�
�	
�	�	����4+,������
5�� ��6�
����	3 ��   

 
 
 
 

��77*+�����	��'���3�%�������+� �
"�
��8��97:��;);��:7<�=)�+, �

��%���8����>���3��������  
 

 
 
 
 
 
Medieninhaber und Hersteller : 
ÖIAV | OÖ – Forum der Technik für Wirtschaft – Bildung - Wissenschaft, 4040 Linz, Gerstnerstraße 15/EG 
Tel 0732 / 664228; Fax 0732 / 664228.4; e-mails: office@oiav-ooe.at, oiav-ooe@speed.at; http://www.oiav-ooe.at 
Für den Inhalt verantwortlich : Dipl.-Ing. Richard R. LECHNER; Andorf; Dipl.-Ing. Dr.techn. Edmund NITSCHE, Linz. 


